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Vorwort zur dritten Auflage

Seit dem Erscheinen der 1. Auflage des Handbuchs „Kommunale Selbstverwal-
tung“ im Jahr 1991 hat sich das Kommunalrecht im Inland, aber auch über die
Grenzen hinweg im europäischen Raum stürmisch weiterentwickelt. Alle Bundes-
länder haben sich für die Volkswahl der Bürgermeister entschieden. Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen haben Abschied von der Norddeutschen Ratsverfas-
sung genommen. Außer in Hessen, wo nach wie vor die Magistratsverfassung gilt,
hat sich im gesamten Bundesgebiet, abgesehen von landesspezifischen Modifikati-
onen, die süddeutsche Ratsverfassung durchgesetzt. Auch die Entwicklung des eu-
ropäischen Binnenmarkts ist nicht ohne Einfluss auf die Zukunft der kommunalen
Selbstverwaltung geblieben. Die zu beachtenden europarechtlichen Vorgaben rei-
chen von der Planungs- und Umweltverwaltung über das Arbeits- und Dienstrecht
bis hin zu den Vergaberichtlinien für öffentliche Aufträge und den Bereich der
Verkehrs-, Energie- und Versorgungswirtschaft. Die angespannte Finanzlage der
Kommunen, die Technisierung der Verwaltung, das damit einher gehende Gebot
der Rationalisierung und der zunehmend größere Erwartungsdruck der Bürger ha-
ben die Kommunalverwaltungen zu umfassenden Modernisierungsmaßnahmen
und zur Entwicklung neuer Steuerungsmodelle gezwungen.

Die vorliegende 3. Auflage hat dieser Entwicklung Rechnung getragen. Neben
der Darstellung des innerdeutschen Kommunalverfassungsrechts mit allen seinen
Facetten ist das Kapitel VII (Fiskalische und wirtschaftliche Betätigung der Ge-
meinden) überarbeitet und erweitert worden. In Kapitel X (Kommunale Selbstver-
waltung und europäisches Gemeinschaftsrecht) ist als weiterer Schwerpunkt die
Problematik der Lokalen Dienstleistungen und ihre Vereinbarkeit mit EU-Recht
erläutert und gewürdigt worden. Außerdem wird der kommunalrelevanten Recht-
sprechung des EuGH ein besonderes Augenmerk gewidmet. Im Einzelnen werden
die Versuche und Pilotprojekte auf dem Gebiet der Modernisierung der Kommu-
nalverwaltung mit allen ihren Folgewirkungen aufgezeigt (Kapitel XI).

Die Verfasser haben wie in den Vorauflagen größten Wert auf eine verständli-
che und übersichtliche Darstellung gelegt. Es wird ein umfassender Überblick über
die Rechtsgrundlagen, den Aufbau und den Inhalt des kommunalen Selbstverwal-
tungsrechts unter besonderer Berücksichtigung, Würdigung und Auseinanderset-
zung mit der höchstrichterlichen Rechtsprechung und der kommunalwissenschaft-
lichen Literatur vermittelt, wobei allerdings im Interesse der Lesbarkeit und
Verständlichkeit auf verwirrende „Zitatenfriedhöfe“ verzichtet wurde. Darüber hi-
naus werden an Hand von praktischen Beispielen, Formularen und Mustern den
Anwendern wichtige Fingerzeige für ihre tägliche Arbeit gegeben. Damit ermög-
licht das Handbuch einen schnellen Einstieg in diese komplizierte Materie, gibt
den wissenschaftlich Interessierten weiterführende Hinweise und Anregungen und
ist gleichzeitig ein wertvoller Ratgeber für den Praktiker.

Die Verfasser Bonn, Berlin, Schwerin im September 2004 
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Vorwort zur ersten Auflage

Die Vereinigung Deutschlands und die Einführung der kommunalen Selbstverwal-
tung in der ehemaligen DDR nach fast vierzig Jahren Planwirtschaft und zentralis-
tischer Diktatur zwingen die Beschäftigten in der Kommunalverwaltung in den
fünf neuen Bundesländern mit der schwierigen Aufbauarbeit bei Null anzufangen.
Das hier vorgelegte Handbuch „Kommunale Selbstverwaltung" hat das vorrangige
Ziel, denjenigen Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung, die sich in die
schwierige und komplexe Materie des Kommunalrechts einarbeiten, durch eine
einfache und leicht faßliche, aber vollständige und praxisorientierte Darstellung
den Einstieg zu erleichtern. Es ist nicht nur ein Leitfaden für die Beschäftigten in
der Kommunalverwaltung in den neuen Bundesländern, sondern es wendet sich an
alle, die an den vielfältigen und wichtigen Problemen des Kommunalrechts inter-
essiert sind.

Neben einem allgemeinen Überblick über die Grundlagen der kommunalen
Selbstverwaltung, die Rechtsstellung und Organisation sowie die Aufgaben der
Kommunen ist das Schwergewicht auf die Erläuterung des Satzungsrechts, der
Staatsaufsicht und des Privatrechtsverkehrs der Kommunen, insbesondere ihre
wirtschaftliche Betätigung, gelegt worden. Darüber hinaus wird in den entspre-
chenden Kapiteln auch auf den Rechtsschutz gegen staatliche Eingriffe hingewie-
sen.

Die behandelten Felder sind besonders bedeutsam für die Praxis und die tägli-
che Arbeit der Kommunen. Verzichtet wurde auf die Darstellung des kommunalen
Haushalts-, Kassen- und Kreditwesens sowie des kommunalen öffentlichen Diens-
tes. Hier wird auf die im Erich Schmidt Verlag erscheinenden Abhandlungen „Ge-
meindliches Finanzwesen“ und „Öffentlicher Dienst“ verwiesen.

Im Interesse der Übersichtlichkeit und der besseren Verständlichkeit wurde
weitgehend auf Zitate im Text verzichtet. Die Verfasser sind der Auffassung, daß
in diesem Falle der Verzicht auf die Zitierung der einzelnen Fundstellen im Hin-
blick auf die Zielsetzung des Werkes gerechtfertigt ist. Das verwendete Schrifttum
ist in dem Literaturverzeichnis aufgeführt.

Im Zeitpunkt der Drucklegung waren die neuen Verfassungen, Kreis- und Ge-
meindeordnungen der neuen Bundesländer noch nicht fertiggestellt. Es mußte
deshalb bei einer Darstellung der Kommunalverfassungen der „alten“ Bundeslän-
der und der Kommunalverfassung der DDR vom 17. Mai 1990 verbleiben, die
übergangsweise bis zum Erlaß eigener Kommunalverfassungen weitergilt.

Berlin, Düsseldorf, Potsdam im Februar 1991 Die Verfasser
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